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Institutionelle Gliederung des württembergischen 

Landtags 

Zwei-Kammer-System oder Ein-Kammer-System 

Charakteristisch für die Landstände bis zur Verfassung von 1819 ist die Existenz nur 

einer Parlamentskammer, die als „Landschaft“ die Interessen der Regierten gegen-

über der „Herrschaft“ vertritt. Sie repräsentieren weniger eine Gruppe von Individuen 

als von institutionell verfassten Segmenten der Gesellschaft. Der Adel ist seit der Re-

formation nicht Bestandteil der Landstände. In den Landständen kommen bis 1805 

(Aufhebung der altwürttembergischen Stände) 120 Vertreter der sogenannten Ehr-

barkeit (Bürger der Städte, teilweise Bauern, Geistliche), etwa 30 Angehörige der 

Ritterschaft und vierzehn Prälaten (Äbte der Männerklöster) zusammen. Eine Drei-

gliederung nach Adel, Klerus und Bürgertum findet in Württemberg nicht statt. Die 

Landstände treten in unregelmäßigen und zeitlich oft weit auseinander liegenden Ab-

ständen zusammen. 

Mit dem Reichsdeputationshauptschluss von 1803 und infolge der napoleonischen 

Kriege und Bündnisse werden zahlreiche geistliche und weltliche Kleinfürstentümer 

aufgehoben und an größere Territorien angeschlossen. Auch Württemberg profitiert 

davon in erheblichem Maße. Die ehemals eigenständigen Fürsten stehen zunächst in 

Opposition zur Regierung. Um deren Einfluss auf das politische Geschehen besser 

kontrollieren und sie zugleich konstruktiv integrieren zu können, wird entsprechend 

der Verfassung von 1819 eine eigene Kammer der Standesherren als Erste Kammer 

geschaffen. Kontinuität zum altständischen Ein-Kammer-System ergibt sich tenden-

ziell durch die Gemeinschaftlichen Sitzungen beider Kammern. Auch in den Parla-

mentskommissionen bereiten Beauftragte beider Kammern Gesetzentwürfe vor. Alt-

württembergische Institutionen in modifizierter Form sind außerdem der Ständische 

Ausschuss und der Geheime Rat. 

http://www.wlb-stuttgart.de/
http://de.wikipedia.org/wiki/Ehrbarkeit
http://de.wikipedia.org/wiki/Ehrbarkeit
http://de.wikipedia.org/wiki/Reichsdeputationshauptschluss
http://verfassungen.de/de/bw/wuerttemberg/wuertt1819-index.htm
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Erste Kammer (Kammer der Standesherren) 

1819-1906:  

9 königliche Prinzen, 30 Standesherren (aus aufgehobenen Kleinfürstentümern), 3 

erbliche Mitglieder, 4 (später mehr) auf Lebenszeit ernannte Mitglieder. Weit über-

wiegend katholisch. 

1906-1919:  

Versetzung der Privilegierten aus der Zweiten Kammer in die Erste Kammer als zu-

sätzliche Mitglieder: 6 Kirchenvertreter (4 evang., 2 röm.-kathol.), 1 Vertreter der Uni-

versität Tübingen, 1 Vertreter der Technischen Universität Stuttgart, 8 Ritter, 5 be-

rufsständische Vertreter (2 für Handel / Industrie, 2 für Landwirtschaft, 1 für Hand-

werk); Verlust der katholischen Mehrheit. Erweitertes Budgetrecht.  

Konfliktpunkte:  

Zunächst häufig Beschlussunfähigkeit und Ineffizienz wegen mangelnder Anwesen-

heit vieler Mitglieder, später vornehmlich Interessenvertretung im Sinne standesherr-

licher Privilegien. 

1830 wird erstmals die Forderung nach Versetzung der Privilegierten aus der Zwei-

ten in die Erste Kammer erhoben. Weitergehende Forderungen zielen auf die Ab-

schaffung der Ersten Kammer. Ein 1885 vorgelegter Regierungsentwurf zu einer Ver-

fassungsreform sieht die Erweiterung der Ersten Kammer um lebenslängliche Mit-

glieder, v.a. aus dem Bereich der Amtskörperschaften, vor. 1897 wird seitens der 

Regierung die Versetzung der Privilegierten aus der Zweiten in die Erste Kammer 

vorgeschlagen. Bis 1906 scheitern die Reformvorschläge an der Zweiten Kammer, 

die eine Aufwertung der Ersten Kammer bzw. den Verlust der katholischen Mehrheit 

dort befürchtet. Wegen der größeren Kontinuität der Zusammensetzung der Ersten 

Kammer sehen manche in dieser auch ein ausgleichendes Gegengewicht zur Wech-

selhaftigkeit bzw. zu extremistischen Tendenzen der Zweiten Kammer. Die Forde-

rungen reichen von der Beibehaltung des alten Systems über eine Reform der Ersten 



Kammer bis hin zur Abschaffung der Ersten Kammer zugunsten eines Ein-Kammer-

Systems. 

 

Zweite Kammer (Kammer der Abgeordneten) 

1819-1906:  

23 Privilegierte: 13 aus Ritterschaft, 9 Kirchenvertreter (6 evang. Generalsuperinten-

denten (Prälaten), katholischer Bischof von Rottenburg, 1 Vertreter des Domkapitels, 

dienstältester katholischer Dekan), Kanzler der Universität Tübingen. Später Reduk-

tion der Zahl der Ritter und Kirchenvertreter. 

70 gewählte Abgeordnete: 7 aus sog. guten Städten (Stuttgart, Tübingen, Ludwigs-

burg, Ulm, Heilbronn, Reutlingen, Ellwangen), 63 aus Oberamtsbezirken.  

1906-1919: 

Reine Volkskammer (ohne berufene Privilegierte): Je 1 Abgeordneter aus 6 sog. gu-

ten Städten (ohne Stuttgart), 63 Oberamtsbezirken; 17 in Verhältniswahl bestimmte 

Abgeordnete aus 2 Landeswahlkreisen und 6 aus der Stadt Stuttgart. 

1919-1933: 

Ein-Kammer-System: Bestimmung aller 101 (bzw. 80) Abgeordneten in Verhältnis-

wahl. Verbindung von Personen- und Listenwahl. Bis 1920 150 Abgeordnete (Weiter-

führung der Verfassunggebenden Landesversammlung als Landtag). 

1924:  

Verringerung der Zahl der Abgeordneten von 101 auf 80 

1946-1952: 

1946: Württemberg-Baden: vorläufige Volksvertretung, nicht gewählt, sondern Vertre-

ter von Institutionen. 

Juni 1946-1952, 1952-heute: Direkt in Verhältniswahl bestimmte Abgeordnete in drei 

Teilstaaten, ab 1952 in Baden-Württemberg. 

1953: Forderungen nach Einführung einer Zweiten Kammer (Senat) und nach Di-

rektwahl des Staatspräsidenten (Ministerpräsidenten) finden keine Mehrheit. 

 

Ständischer Ausschuss 

12 Mitglieder. Gewählt in Gemeinschaftlichen Sitzungen beider Landtags-Kammern. 

Vorberatung von Gesetzentwürfen. Bericht über Gesetzgebung. 



Permanente Arbeit zwischen und während der Landtagssitzungen. 

1919 aufgelöst. 

 

Geheimer Rat 

Vom König eingesetzte Mitglieder sowie die sechs Minister. 

Instanz für Austausch des Königs mit den Ständen, Vermittlungsorgan, Beratungs-

instanz für politische Vorhaben. 

1911 aufgelöst. 

 

Ständeversammlungen und Verfassungsversammlungen 

In den Übergangszeiten bis zur Revision der bisherigen bzw. Verabschiedung einer 

neuen Verfassung und erneuten Einberufung des Landtags unter anderen Bedin-

gungen finden Plenarversammlungen ohne Unterscheidung zweier Kammern statt. 

Ihre Mitglieder werden gewählt bzw. kraft Herkunft oder Amt bestimmt. 

Ständeversammlungen 1815-1819: 

31 Standesherren (aus aufgehobenen Kleinfürstentümern), 19 Vertreter der Ritter-

schaft, je 4 Vertreter der evangelischen bzw. katholischen Kirche, 1 Vertreter der 

Universität Tübingen, 71 gewählte Abgeordnete (aus 7 guten Städten und 64 Ober-

ämtern). Ab 1819 gibt es nur noch 63 Oberamtsbezirke. 

Landesversammlungen zur Revision der bestehenden bzw. Beratung einer 

neuen Verfassung 1849-1850: 

64 gewählte Mitglieder (1 aus Stuttgart, 63 aus Oberamtsbezirken). Die sog. guten 

Städte sind nur als Oberamtsbezirke mit jeweils einem Abgeordneten vertreten, nur 

Stuttgart mit einem zusätzlichen Abgeordneten als Stadt. Privilegierte und Standes-

herren sind nicht vertreten. 

Verfassunggebende Landesversammlung 1919-1920: 

150 Mitglieder. Verhältniswahl. 

1.6.1919: Landesversammlung wird in gleicher Zusammensetzung als Landtag wei-

tergeführt. 

Baden-Württembergischer Landtag: 

120 Mitglieder. Durch Überhang- und Ausgleichsmandate meist mehr.  

Kombination von Verhältnis- und Personenwahl. 70 Mandate mit relativer Mehrheit in 

Einzelwahlkreisen zu erringen. Landesweite 5%-Klausel 

http://de.wikipedia.org/wiki/Geheimer_Rat_%28W%C3%BCrttemberg%29


Wahlrecht  

1797: Reform-Landtag fordert Wahlrechtsänderung: proportionale Wahlkreise statt 

korporative Vertretungen 

1819-1868:  

Aktives Wahlrecht: Zensus- und Klassenwahlrecht: zwei Drittel der Wahlmänner (1 

Wahlmann auf 7 Bürger) durch Höchstbesteuerte gewählt, letztes Drittel durch Rest 

der Bürger 

Passives Wahlrecht: Wählbarkeit ab 30 Jahre bei Mitgliedschaft in einer anerkannten 

christlichen Kirche (römisch-katholisch, lutherisch, reformiert) 

1849-1850: 

Wahl der drei verfassungsgebenden Landesversammlungen teilweise nach dem 

Vorbild der Wahlen zur Deutschen Nationalversammlung in Frankfurt. Direkt, geheim, 

gleich, ohne Unterscheidung nach Steueraufkommen und Stand, allerdings (anders 

als bei Wahlen für Nationalversammlung) gebunden an Tatsache der Entrichtung von 

Steuern. Aktives Wahlrecht ab 25 Jahre, passives ab 30 Jahre. 

1868-1906: 

Allgemeines, gleiches, unmittelbares und geheimes Wahlrecht zur Wahl der 70 ge-

wählten Abgeordneten. Keine Steuerleistung als Bedingung. Wählbarkeit unabhängig 

von Konfessionszugehörigkeit. Wahlpflicht. Massendemokratie. 

Mehrheitswahl in Wahlbezirken für Zweite Kammer. 

1906-1919:  

Passives Wahlrecht: Wählbarkeit ab 25 Jahre 

69 Abgeordnete: Mehrheitswahlrecht mit 2 Wahlgängen (63 Oberamtsbezirke, 6 gute 

Städte) 

17 Abgeordnete: Verhältniswahlrecht in 2 Landeswahlkreisen und Stadt Stuttgart 

1919-1933: 

Aktives Wahlrecht: Frauenwahlrecht. Allgemein, gleich, unmittelbar, geheim. Verhält-

niswahl.  

Passives Wahlrecht: Wählbarkeit ab 20 Jahre 

Nach 1945: 

Aktives Wahlrecht: Bis 1970 ab 21 Jahre, danach ab 18 Jahre 

Passives Wahlrecht: Bis 1970 ab 25 Jahre, danach ab 18 Jahre 



 



Sitzordnung 

Bis 1906: Nach dem Lebensalter der Abgeordneten 

Ab 1906: Nach Fraktionen (Übersicht z.B. in: 2. Kammer, Beilagen 1907, Bd. 2,       

S. 217-222) 

 

Struktur der Protokolle 

Protokolle: 

Erste Kammer: 

 Eröffnung des Landtags (verbunden mit einer programmatischen Thronrede des 

Königs) 

 Sitzungen 

 Gemeinschaftliche Sitzungen beider Kammern 

 Schließung des Landtags 

Zweite Kammer: 

 Eröffnung des Landtags (verbunden mit einer programmatischen Thronrede des 

Königs) 

 Sitzungen 

 Gemeinschaftliche Sitzungen beider Kammern 

 Schließung des Landtags 

Beilagen: 

Erste Kammer: 

Nur Beilagen zu Protokollen zu einzelnen Sitzungen der Ersten Kammer bzw. zu 

Gemeinschaftlichen Sitzungen beider Landtags-Kammern. 

Zweite Kammer: 

Beilagen zu Protokollen zu einzelnen Sitzungen der Zweiten Kammer bzw. zu Ge-

meinschaftlichen Sitzungen beider Landtags-Kammern. 

Wiederkehrende Elemente: 

 Rechenschaftsbericht des Ständischen Ausschusses 

 Hauptfinanzetat 

 Berichte und Anträge zum Hauptfinanzetat 

 Nachweisung der Rechnungsergebnisse des Staatshaushalts 

Variable Elemente: 



 Gesetzentwürfe, Anträge, Denkschriften 

 Ergänzende Faltblätter und Tabellen 

 

Register: 

Sachregister 

Bei Zweiter Kammer ab 1899-1900 zusätzlich: Verzeichnis der namentlichen Ab-

stimmungen 

Verfassunggebende Landesversammlungen: 

Protokolle, Beilagen, Register wie bei Erster und Zweiter Kammer, allerdings ohne 

Gemeinschaftliche Sitzungen und ohne Rechenschaftsbericht des Ständischen Aus-

schusses. 
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